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Es gibt viele natürlich viele Ur  sachen und keine »Al -
lein  schuldigen« für die Misere, die aktuell ergebnisof-
fen weltweit vor sich hinschwelt. Nach meiner Be -
obachtung spielt in der Ur sachen analyse eine wesentli-
che Rolle, dass die handelnden Akteure, egal ob de -
mokratisch legitimierte führende Politiker in den In -
dus trie na tio nen oder angestellte Bankmanager, struk-
turell einen zu kurzfristigen Denkhorizont bei ihren
Ent schei dun gen berücksichtigen müssen, wenn sie er -
folgreich sein wollen. Wenn Politiker primär auf ihre
nächste Wie derwahl schielen wie Bankmanager auf
ihren nächsten Bonus, dann braucht man sich über die
be obachtbaren Ergebnisse nicht zu wundern: Poli tiker
bewilligen auf Kredit finanzierte Wahlgeschenke für
den Wähler von Morgen, die dann erst die
Wähler von übermorgen zurückzahlen
müs sen. Bankmanager tä tigen heute ris-
kante Geschäfte für den kurzfristigen Er -
folg und wenn‘s schiefgeht, zahlt morgen
und übermorgen die Allgemeinheit, weil
Banken »systemkritisch« sind. 

Auch in der öffentlichen Wahrnehmung
hat sich durch die jahrzehntelange Miss -
wirt schaft vieles verändert: »Sparen« im
öffent lichen Kontext heisst heute nicht et -
wa mehr, weniger auszugeben als man ein-
nimmt, dass man also Schulden reduziert.
»Sparen« heisst heute auch nicht mehr, keine neuen
Schulden mehr aufzunehmen. »Sparen« heisst sogar
nicht mehr, dass die jährliche Neuverschuldung unter
den staatsvertraglich bereits seit langem fixierten und
als absolute Obergrenze gedachten Maastricht-Kri te -
rien von 3 Prozent p.a. verbleibt. Unter »Sparen« wird
heute vielmehr europaweit verstanden, dass man
plant, die prozentuale jährliche Neuverschuldung so
ab zusenken, dass sie sich über mehrere Legis la tur pe -
rioden der Grenze von 3 Prozent pro Jahr – von oben –
nähern soll. Das kann langfristig nicht gutgehen.

Ponzi-Schemata sind heute keine Geschäftsmodelle
von Kriminellen mehr, sondern weithin salonfähiges
Kalkül der handelnden Politiker und der angestellten

Bankmanager in den führenden Industrienationen der
Welt. Die genannten Ursachen sind struktureller Na -
tur, es ist daher unwahrscheinlich, dass sich auf Sicht
hieran etwas ändert. Es zeichnet sich ab, dass Unter -
nehmer und vermögende Privatpersonen diejenigen
sein werden, von denen seitens der »Allgemeinheit«
hö here fi nanzielle Problemlösungsbeiträge erwartet
wer den. Die aktuell diskutierten Lösungsvorschläge
sind in allen wichtigen politischen Lagern nicht etwa
auf staatliche Kosteneinsparungen, sondern auf Ein -
nah menerhöhungen gerichtet und reichen von den
üblichen reflexartigen Forderungen zur Erhöhung der
laufenden Besteuerung von »Besserverdienenden« und
von Kapitaleinkünften der »Reichen« über die Er hö -

hung der Schenkungs- und Erbschafts teu -
ern und die Wiedereinführung der Ver mö -
genssteuer bis hin zu bis lang (noch) unüb -
lichen Instrumenten wie zum Bei spiel
Zwangs  anleihen und Kapitalverkehrs be -
schrän kungen.

Probleme, deren Ursachen struktureller
Natur sind, benötigen strukturelle Lö sungs -
ansätze; mit kurzfristigen Vermögensum -
schich tungen ist es in der Regel nicht
getan. Für die Betroffenen bieten sich drei
Stu fen für den langfristigen Vermögens -
schutz des Fami lien vermögens an.

In einem ersten Schritt kann durch die geeignete Be -
wirtschaftung eines Bankdepots im Ausland eine ge -
wisse, wenn auch beschränkte Schutzwirkung erzielt
werden. Einige Banken ausserhalb des Euroraums,
etwa in der Schweiz oder in Liechtenstein sind von der
Euro krise in wesentlich geringerem Umfang betroffen
als Banken in der Haftungsunion der EU. Diese beiden
Staaten sind auch hinsichtlich der aktuellen expliziten
und impliziten Staatsverschuldung in einer we sent lich
besseren Ausgangssituation als Deutschland oder auch
Österreich; etwa geplante Kapital ver kehrs be grenz un -
gen sind in diesen Ländern politisch viel schwe rer
durchsetzbar als in der EU. Bei der In an spruchnahme
von Bankdienstleistungen ist allerdings unter anderem
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darauf zu achten, dass die Anlagen weltweit breit di ver -
sifiziert erfolgen, dass Gegen par tei risiken und in  trans -
parente Finanzprodukte best möglich vermieden wer-
den, dass die Gesamtkosten im Port fo lio in ei nem über-
schaubaren Rah men bleiben, dass steuerliche Aspekte
bei Anlage ent schei den berücksichtigt wer den und dass
die Banken ein korrektes Steu  er re por ting für das Hei -
mat land der Anleger erstellen können.

Bei der Umsetzung dieses ersten Schrittes verbleibt das
Eigentum an den Bankanlagen uneingeschränkt im Ei -
gen tum der heu tigen Vermögensinhaber. Die Schutz   -
wirkung gegen private und öffentliche Risiken ist be -
grenzt, da die meisten Steuern und finanziellen Risi -
ken eben auf die Reduzierung vorhandenen Pri vat ei -
gen  tums gerichtet sind. Steu er li che und rechtliche Pri -
vilegien ge niessen dagegen seit Jahr zehnten die gros -
sen instituti o nellen Fi nan zierer der organisierten
staat lich en Miss wirt schaft, die privaten Le bens  ver si ch -
erungsunternehmen. 

Durch den Kauf von steuerlich an erkannten privat
platz ierten fonds gebundenen Ver sicherungsverträgen
kann sich der Anleger in einer zweiten Stufe im Hei -
matland steuerliche Stundungseffekte und steuerfreie
Ver sicherungsleistungen zu Nut ze machen und dabei
er ste Dis po sitionen für die Ver mö gens nach folge tref-
fen. Un wider ruf li che Be günstigungsregelungen bei
steu e rlichen Ver  si c h erungsverträgen sind ge eig net,
An griffs flächen für die zu erwartende Ver mö gens steu -
er zu re du zieren. Der Abschluss eines Le bens- oder
Ren ten ver sich erungs ver trages mit einem Anbieter im
Ausland, etwa in Luxemburg oder in Liech tenstein,
schafft – bei richtiger Ausgestaltung – für den Ernstfall
zusätzliche rechtliche Hürden beim Durch griff auf
vorhandenes Privatvermögen, wenn sich Risiken, zum
Beispiel im unternehmerischen Be reich, manifestie-
ren. Aus lands versicherer haben zudem den Vorteil,
dass dort in vielen Fällen eine höhere Ge büh ren trans -
parenz herrscht und dass man in manchen Ju ris di k tio -
nen aufgrund des dort geltenden anlegerfreundlichen
Auf sichts rech  tes Gegen par tei risiken auf der Ebe ne
der Ver si ch er ungs un ter neh men eliminieren kann. Im
Aus land stellen nämlich die Ver mö gens werte von Ver -
sich er ungs   kunden – anders als in Deutsch   land, der in -
teressierte Le ser möge einmal § 89 des deutschen Ver -
sich erungs auf sichts ge setzes nachschlagen – vielfach
Son  der v ermögen dar, dass im In sol venz fall des Ver -
sich  erungs unter neh mens unmittelbar den Ver sich e -
rungs kunden und nicht den Gläubigern der in sol -
venten Ver siche rungs ge sellschaft zusteht.

Die dritte und wirksamste Stufe, die Übereignung des
Familienvermögens auf eine privatnützige oder ge -
mein   ützige Stiftung, stellt die konsequenteste Form
des Vermögensschutzes dar. Hierbei »entreichert« man

sich tatsächlich unwiderruflich zu Gunsten eines ver-
selbständigten Zweckvermögens. Man gibt das Ei gen -
tum an substanziellen Vermögenswerten (etwa Un  ter -
nehmensbeteiligungen) tatsächlich und endgültig auf,
hat aber als Stifter durchaus die Möglichkeit, durch
Ein  sitznahme in die Stiftungsorgane auf das Fa mi -
lienvermögen weiterhin massgeblich einzuwirken und
die Unternehmens- und Vermögensnachfolge profes-
sionell vorzubereiten. Langfristig können durch ei ne
Stiftungslösung die Angriffsflächen für steuerliche und
rechtliche Risiken, die auf die Reduzierung vorhande-
nen Privateigentums gerichtet sind, auf ein Minimum
reduziert werden. Dies gilt besonders, wenn man als
Stiftungsstandort auch Österreich oder Liech tenstein
in Betracht zieht. Seit dem Abschluss und der in diesen
Tagen erfolgten Ratifizierung eines vollwer tigen Dop -
pelbesteuerungsabkommens zwisch en Deutsch   land
und dem Fürstentum sind die wesentlichen – bislang
prohibitiv wirkenden – Hürden für derartige Lö sun gen
in Liechtenstein gefallen. 

Bill Gates und Warren Buffet gelten als die reichsten
Bür ger der Welt; bei genauem Hinsehen ha ben sie aber
– wie auch viele Top un ternehmer in Deutschland (SAP,
Bosch, Krupp, Bertelsmann) genau diesen Weg be reits
gewählt und den grössten Teil ihres Privat besitzes
bereits auf eine Stiftung überschrieben. Was für diese
Top un ternehmer recht ist, sollte auch für deutsche
Mit telständler prüfenswert sein. Die grenzüberschrei-
tende Errichtung einer unternehmensverbundenen
Stiftung bietet vor dem Hinter grund der aktuellen
Herausforderungen beim Schutz des Familien ver mö -
gens zusätzliche rechtliche und steuerliche Möglich -
kei ten gegenüber der Errichtung einer gemein- oder
privatnützigen Stiftung im Inland.                Olaf Gierhake

Drei Vermögensschutzstufen

> Stufe 3:
Stiftung in Österreich oder 
Liechtenstein

> Stufe 2:
Privatplatzierter Versicherungsvertrag 
in Liechtenstein oder Luxemburg

> Stufe 1: 
Konto in der Schweiz, in Österreich 
oder Liechtenstein

> Stufe 0: 
Vermögenswerte in Deutschland
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